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Kirchliches Gesetz über die Gewährung von Beihilfen
* in Krankheits-, Geburts-, und Todesfällen

Vom 29. Oktober 1975

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Ge­
setz beschlossen:

§ 1
(1) Auf die Gewährung von Beihilfen in Krank­

heits-, Geburts- und Todesfällen an Mitarbeiter und 
Versorgungsempfänger der Evang. Landeskirche in 
Baden, ihrer Kirchenbezirke, der Kirchengemeinden 
sowie ihrer Einrichtungen und Anstalten finden die 
Vorschriften des Landes Baden-Württemberg in ih­
rer jeweiligen Fassung entsprechende Anwendung.

(2) Der Landeskirchenrat kann Änderungen dieser 
Vorschriften binnen 3 Monaten nach ihrer Verkün­
dung von ihrer Anwendung auf die kirchlichen Mit­
arbeiter und Versorgungsempfänger ausschließen, 
wenn dies mit Rücksicht auf die besonderen Verhält­
nisse des kirchlichen Dienstes oder mit Rücksicht auf 
die wirtschaftliche Lage der Landeskirche geboten 
erscheint.

(3) Der Landeskirchenrat kann unter denselben 
Voraussetzungen jederzeit einzelne Bestimmungen 
der Beihilfevorschriften ändern.

schriften des öffentlichen Dienstes anwendet, be­
steht, entfällt eine Beihilfe der Landeskirche.

§ 3
Festsetzungsstelle im Sinne der Beihilfenverord­

nung für Mitarbeiter und Versorgungsempfänger 
der Evang. Landeskirche in Baden ist der Evang. 
Oberkirchenrat, der auch Durchführungsbestimmun­
gen über den verwaltungsmäßigen Vollzug dieses 
Gesetzes erlassen kann und für die in der Beihilfen­
verordnung dem Finanzministerium vorbehaltenen 
Entscheidungen zuständig ist.

§ 4
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt das kirchliche Gesetz über die Ge­
währung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und 
Todesfällen vom 27. November 1959 (VB1. 1960 S. 9) 
außer Kraft.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

§ 2
Soweit ein Beihilfeanspruch gegenüber einem 

nichtkirchlichen Arbeitgeber, der die Beihilfevor-

Karlsruhe, den 29. Oktober 1975

Der Landesbischof 
Heidland
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Bekanntmachung
OKR 9. 1. 1976 
21/547-42 Beihilfenverordnung

Nachstehend wird die landeskirchliche Neufassung 
der staatlichen Beihilfenverordnung bekanntgege- 
geben. Änderungen gegenüber der im VBl. 1973 S. 32 
und 1975 S. 10 veröffentlichten Fassung sind durch 
einen seitlichen Strich gekennzeichnet. Diese Ände­
rungen wurden eingeführt durch Verordnungen des 
Finanzministeriums Baden-Württemberg vom 11. 7. 
und 15. 12. 1975 (GesBl. S. 575 und 886). Landeskirch­
liche Sonderbestimmungen sind durch ein Stern­
chen (*) kenntlich gemacht.

Beihilfenverordnung - BV-
Landeskirchliche Fassung vom 15. Dezember 1975

§ 1
Beihilfeberechtigte Personen

(1) In Krankheits-, Geburts- und Todesfällen sowie 
für Maßnahmen zur Früherkennung von Krankhei­
ten und für Schutzimpfungen werden Beihilfen ge­
währt:

aus Anlaß seines Todes entstanden sind. Sind Hin­
terbliebene nach Satz 1 nicht vorhanden, so können 
Beihilfen zu den in Satz 1 bezeichneten Aufwendun­
gen auch an andere natürliche oder juristische Per­
sonen gewährt werden, die diese Aufwendungen für 
den Beihilfeberechtigten bezahlt haben, soweit sie 
durch diese Aufwendungen belastet sind. Empfangs­
berechtigt ist derjenige, der die Originalbelege vor­
legt.

(3) Versorgungsempfänger mit mehreren *kirch- 
lichen Ansprüchen auf Versorgungsbezüge erhalten 
Beihilfen nur von der Stelle, die für die Gewährung 
von Beihilfen zu den neuen Versorgungsbezügen 
aus dem letzten Dienstverhältnis zuständig ist.

*(3a) Soweit ein Beihilfeanspruch gegenüber einem 
nichtkirchlichen Dienstherrn oder Arbeitgeber be­
steht, der die Beihilfevorschriften des öffentlichen 
Dienstes anwendet, entfällt eine Beihilfe der Lan­
deskirche.

1.

1.
2.

3.

4.

Beamten...,
Ruhestandsbeamten ... sowie früheren Beamten 
..., die wegen Dienstunfähigkeit oder Erreichens 
der Altersgrenze entlassen worden sind,
Witwen, Witwern und Kindern der unter Num­
mer 1 und 2 bezeichneten Personen,
Dienstanfängern (§ 20 LBG),

(4) Beihilfen werden nicht gewährt:
Beamten ...,
a) wenn das Dienstverhältnis auf weniger als ein 

Jahr befristet ist, es sei denn, daß sie insge­
samt mindestens ein Jahr ununterbrochen im 
öffentlichen Dienst beschäftigt oder Beamte 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst sind,

b) wenn ihre regelmäßige wöchentliche Arbeits­
zeit durchschnittlich weniger als die Hälfte 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines Vollbeschäftigten beträgt;

solange sie Dienstbezüge, Unterhaltszuschuß, Unter­
haltsbeihilfe, Ruhegehalt ..., Witwengeld, Witwer­
geld, Waisengeld oder Unterhaltsbeitrag erhalten 
oder nur deshalb nicht erhalten, weil die Versor­
gungsbezüge nach § 175 des Landesbeamtengesetzes 
(* § 45 PfBG) voll ruhen.

*(la) Zu den beihilfeberechtigten Personen gehö­
ren ferner

2.

3.
5.

6.

7.

8.

Pfarrer im Sinne von § 1 PfBG (VB1. 1963 S. 29 
und 1971 S. 133), Pfarrer im Ruhestand, Pfarrer 
im Wartestand,
Pfarrdiakone, Pfarrdiakone im Ruhestand, Pfarr- 
diakone im Wartestand,
Witwen und Kinder der unter Nummer 5 und 6 
bezeichneten Personen,
Angestellte, Arbeiter, Lehrlinge und Anlernlinge 
im Rahmen der tarifvertraglichen Bestimmungen,

Versorgungsempfängern (Absatz 1 Nr. 2 und 3) 
a) für die Dauer einer Beschäftigung im öffent­

lichen Dienst, die zum Bezug von Beihilfen 
berechtigt,

b) wenn vor Beendigung der aktiven Dienstzeit 
wegen Nummer 1 keine Beihilfeberechtigung 
bestand;

Waisen, wenn eine andere Person Anspruch auf 
Beihilfen für die Waise hat.

(5) Den zu einem Dienstherrn im Geltungsbereich
dieser Verordnung abgeordneten Beamten ... wer­
den Beihilfen nach diesen Vorschriften gewährt; 
Vereinbarungen der beteiligten Dienstherren über 
einen Ausgleich der gewährten Leistungen bleiben 
unberührt.

solange sie laufende Bezüge aus landeskirchlichen 
Mitteln erhalten.
9. die zum Dienst in diakonischen Anstalten, Wer­

ken und Einrichtungen im Bereich der Landes­
kirche abgeordneten Pfarrer (§ 104 Abs. 2 Pfar­
rerdienstgesetz, VBl. 1962 S. 21).

(2) Beim Tode eines Beihilfeberechtigten erhalten 
der hinterbliebene Ehegatte oder die Kinder des 
verstorbenen Beihilfeberechtigten Beihilfen zu den 
beihilfefähigen Aufwendungen, die bis zum Tod und

§ 2
Beihilfefälle

(1) Beihilfefähig sind Aufwendungen, die erwach­
sen
1. in Krankheitsfällen, für Maßnahmen zur Früh­

erkennung von Krankheiten und für Schutz­
impfungen
a)
b)

c)

für den Beihilfeberechtigten selbst,
für den nicht selbst beihilfeberechtigten Ehe­
gatten des Beihilfeberechtigten,
für die nach Absatz 2 zu berücksichtigenden 
Kinder;



- Nr. 1/1976 - 3

2. in Geburtsfällen
a) einer Beihilfeberechtigten,
b) der nicht selbst beihilfeberechtigten Ehefrau 

des Beihilfeberechtigten,
c) anläßlich der Geburt eines nichtehelichen 

Kindes eines männlichen Beihilfeberechtigten, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 er­
füllt sind;

3. im Todesfalle
a) eines Beihilfeberechtigten,
b) seines nicht selbst beihilfeberechtigt gewese­

nen Ehegatten,
c) eines nach Absatz 2 zu berücksichtigenden 

Kindes; bei Totgeburten, wenn im Falle der 
Lebendgeburt das Kind nach Absatz 2 berück­
sichtigt würde.

(2 ) Beihilfen zu Aufwendungen nach Absatz 1 
Nr. 1 Buchst, c) und Nr. 3 Buchst, c) werden nur für 
nicht selbst beihilfeberechtigte, nach dem Bundes­
besoldungsgesetz im Ortszuschlag berücksichtigungs­
fähige Kinder des Beihilfeberechtigten gewährt. 
Nicht berücksichtigt werden Aufwendungen für

1. Pflegekinder, für deren Unterhalt und Eziehung 
von anderer Seite laufend monatlich ein höherer 
Betrag als das Vierfache des Kindergeldes ge­
zahlt wird, das nach dem Bundeskindergeldge­
setz für das erste Kind gewährt wird;

2. Enkel, die der Beihilfeberechtigte nicht in seinen 
Haushalt aufgenommen hat oder für deren Un­
terhalt vorrangig eine andere Person gesetzlich 
verpflichtet ist;

3. Kinder, solange sie Wehrdienst oder Zivildienst 
ableisten;

4. Kinder, bei denen nach Vollendung des 27. Le­
bensjahres wegen körperlicher, geistiger oder 
seelischer Behinderung Erwerbsunfähigkeit ein­
getreten ist; wenn diese schon vorher besteht, 
werden die Aufwendungen für Kinder, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben, nur in den Fäl­
len dauernder Erwerbsunfähigkeit berücksichtigt 
und wenn sie nicht über ein eigenes Einkommen 
— Waisengeld und Waisenrente ausgenommen — 1 
von monatlich mehr als dem Vierfachen des Kin­
dergeldes verfügen, das nach dem Bundeskinder­
geldgesetz für das erste Kind gewährt wird;

5. Geschwister.
Würde mehreren Beihilfeberechtigten zu denselben 
Aufwendungen Beihilfen zustehen, so wird eine Bei­
hilfe nur dem Beihilfeberechtigten gewährt, der die 
Originalbelege über die Aufwendungen zuerst vor­
legt.

(3) Selbst beihilfeberechtigt sind Personen, die zum 
Personenkreis des § 1 Abs. 1 gehören und nicht nach 
§ 1 Abs. 4 ausgenommen sind sowie Personen, denen 
auf Grund öffentlich-rechtlicher oder privatrechtli­
cher Rechtsbeziehungen eine Beihilfeberechtigung 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen nach die­
sen oder ähnlichen Regelungen zusteht.

(4) Aufwendungen für Ehegatten und Kinder bei­
hilfeberechtigter Waisen sind nicht beihilfefähig.

§ 3
Beihilfefähige Aufwendungen

(1) Beihilfefähig sind die notwendigen Aufwen­
dungen in angemessenem Umfang. Über die Not­
wendigkeit und Angemessenheit entscheidet die 
Festsetzungsstelle. Im Zweifel kann die Festset­
zungsstelle ein Gutachten eines Amts- oder Ver­
trauensarztes (-zahnarztes) einholen.

(2) Sachleistungen (ärztliche Versorgung, Kran­
kenhausbehandlung, Heilmittel usw.) einer gesetz­
lichen Krankenkasse, Ersatzkasse oder Rentenver­
sicherung und Kostenanteile nach § 182a Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung sind nicht beihilfefähig. 
Als Sachleistung gilt auch eine Geldleistung, wenn 
sie die entstandenen Aufwendungen — gegebenen­
falls unter Abzug des Mengenrabatts der Kranken­
kasse, der Kostenanteile nach § 182a Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung und dergleichen — 
deckt (Sachleistungssurrogat).

(3) In Fällen, in denen einer Person auf Grund 
gesetzlicher oder anderer Vorschriften Heilfürsorge, 
Krankenhilfe oder Kostenerstattung zusteht, sind 
Aufwendungen im Rahmen dieser Verordnung nur 
insoweit beihilfefähig, als sie über die zustehenden 
Leistungen hinausgehen. Das gilt nicht für Leistun­
gen einer gesetzlichen Krankenkasse, einer Ersatz­
kasse oder einer Rentenversicherung aus einem frei­
willigen Versicherungsverhältnis.

(3a) Die Summe derjenigen Aufwendungen, die 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 — ggf. in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 Nr. 11 oder § 9 — berücksichtigt werden, ist 
um die Summe der Leistungen, die aus einer frei­
willigen Mitgliedschaft bei einer gesetzlichen Kran­
kenkasse oder einer Ersatzkasse hierzu gewährt 
werden, zu kürzen. Absätze 2 und 3 finden insoweit 
keine Anwendung.

(4) Werden Leistungen, die auf Grund von § 10 
Abs. 2 und 4 des Bundesversorgungsgesetzes oder 
auf Grund von § 165 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversiche­
rungsordnung zustehen, nicht in Anspruch genom­
men, sind die Aufwendungen im Rahmen dieser Vor­
schriften in vollem Umfang beihilfefähig. Entspre­
chendes gilt für Beihilfeberechtigte, die von der 
Pflichtversicherung ihres Ehegatten in einer gesetz­
lichen Krankenkasse, einer Ersatzkasse oder einer 
Rentenversicherung erfaßt werden, und für berück­
sichtigungsfähige Kinder eines Beihilfeberechtigten, 
dessen Ehegatte in einer gesetzlichen Krankenkasse, 
einer Ersatzkasse oder einer Rentenversicherung 
pflichtversichert ist.

(5) Aufwendungen sind insoweit nicht beihilfefä­
hig, als Schadenersatz von einem Dritten erlangt 
werden kann oder die Ansprüche auf einen anderen 
übergegangen oder übertragen worden sind. Dies 
gilt auch für Schadenersatzansprüche, die erloschen 
oder im Vergleichsweg abgefunden worden sind.

(6) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen, die zu 
einem Zeitpunkt entstanden sind,
1. in dem der Beihilfeberechtigte noch nicht oder 

nicht mehr bei seinem Dienstherrn oder Träger 
der Versorgungslast beihilfeberechtigt war oder 
ohne Genehmigung schuldhaft dem Dienst fern­
geblieben war,
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2. in dem die betreffende Person nicht nach § 2 be­
rücksichtigungsfähig war.

Die Aufwendungen gelten in dem Zeitpunkt als 
entstanden, in dem die sie verursachenden Umstände 
eingetreten sind, z. B. der Zeitpunkt der Behand­
lung durch den Arzt, des Einkaufs von Arzneien, der 
Lieferung eines Hilfsmittels.

(7) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen eines 
Versorgungsempfängers (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3), der 
außerhalb des öffentlichen Dienstes beruflich tätig 
ist, und des berufstätigen Ehegatten eines Beihilfe­
berechtigten (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, b), wenn der 
Krankheitsfall überwiegend in einem ursächlichen 
Zusammenhang mit der Berufstätigkeit steht.

(8) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für die 
persönliche Tätigkeit eines nahen Angehörigen, so­
weit nicht nach dieser Verordnung Ausnahmen aus­
drücklich zugelassen sind. Nahe Angehörige sind der 
Ehegatte, Kinder, Eltern, Großeltern, Enkel, Schwie­
gersöhne, Schwiegertöchter, Schwäger, Schwägerin­
nen, Schwiegereltern und Geschwister des Behan­
delten. Unkosten, die dem Angehörigen nur im Ein­
zelfall entstehen und deren Geldwert nachgewiesen 
ist, sind im Rahmen dieser Verordnung beihilfe- 
fähig.

3.

4.

§ 4
Beihilfefähige Aufwendungen in Krankheitsfällen

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen 
die Kosten für

1. ärztliche Untersuchung, Beratung und Verrich­
tung sowie Begutachtung bei Durchführung die­
ser Verordnung durch einen Arzt, Zahnarzt oder 
eine andere Person, die nach dem Heilpraktiker­
gesetz vom 17. Februar 1939 (RGBl. I S. 251) zur 
Ausübung der Heilkunde oder nach dem Gesetz 
vom 31. März 1952 (BGBl. I S. 221) zur Ausübung 
der Zahnheilkunde berechtigt ist;

2. Leistungen, die bei Unterbringung in unter die 
Bundespflegesatzverordnung fallenden Kran­
kenhäusern öffentlich-rechtlicher Körperschaf­
ten, Anstalten oder Stiftungen, caritativen, freige­
meinnützigen oder privaten gemeinnützigen 
Krankenhäusern entstehen, und zwar im einzel­
nen:
a) allgemeine Krankenhausleistungen (§§ 3 und 

4 BPflV) — bei Alleinstehenden gekürzt um 
8,— DM täglich —,

b) Nebenleistungen (§ 5 BPflV),
c) gesondert berechnete ärztliche Leistungen in 

angemessenem Umfang (§ 6 BPflV),
d) gesondert berechnete Unterkunft (§ 6 BPflV) 

bis zur Höhe der Kosten für ein Zweibettzim­
mer in angemessenem Umfang, wenn die Un­
terkunft im Zweibettzimmer nicht bereits in 
den allgemeinen Krankenhausleistungen ent­
halten ist,

e) andere Leistungen nur im Rahmen der Nrn. 1, 
3 und 6 bis 10,

es sei denn, daß § 5 oder § 6 anzuwenden ist. Bei 
Unterbringung in anderen Krankenhäusern sind 
die Kosten insoweit beihilfefähig, wie sie für ver­
gleichbare Leistungen in vorstehend bezeichneten

5.

6.

Krankenhäusern am selben Ort oder in seiner 
Umgebung beihilfefähig wären.

2a. Unterkunft, wenn ein anderer Ort für eine not-
wendige ambulante Behandlung, Untersuchung 
und dergleichen aufgesucht werden muß, bis zum 
Höchstbetrag von 20 DM täglich. Ist die Beglei­
tung durch eine andere Person notwendig (z. B. 
bei Kindern, Schwerbehinderten), so sind deren 
Kosten für Unterkunft bis zum Höchstbetrag von 
14 DM täglich beihilfefähig. Die Vorschrift findet 
im Falle einer Kur keine Anwendung;

erste Hilfe;

eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige 
Berufspflegekraft. Die Kosten einer vom Arzt als 
geeignet erklärten Ersatzpflegekraft können un­
ter derselben Voraussetzung als beihilfefähig an­
erkannt werden, jedoch höchstens bis zur Höhe 
der Kosten für eine Berufspflegekraft. Die Ko­
sten für eine Pflege durch im Haushalt des Bei­
hilfeberechtigten tätige Personen sind nicht bei­
hilfefähig. Bei nahen Angehörigen, die wegen 
Ausübung der Pflege eine Erwerbstätigkeit auf­
geben und dadurch einen Ausfall an Arbeitsein­
kommen erleiden, kann eine für die Pflege ge­
währte Vergütung bis zur Höhe des Ausfalls an 
Arbeitseinkommen, im übrigen nur die Beförde­
rungskosten in sinngemäßer Anwendung der 
Nr. 10, als beihilfefähig berücksichtigt werden, 
höchstens jedoch die Kosten für eine Berufs­
pflegekraft;

eine Familien- und Hauspflegekraft bis zum Be­
trag von 19 DM täglich, wenn die Weiterführung 
des Haushalts eines Beihilfeberechtigten wäh­
rend stationärer Unterbringung (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 
und § 5) des den Haushalt allein führenden be-
rücksichtigungsfähigen Familienangehörigen
oder des den Haushalt allein führenden Beihilfe­
berechtigten nicht möglich ist und eine andere im 
Haushalt lebende Person den Haushalt nicht wei­
terführen kann. Gleiches gilt für die erste Woche 
nach Ende der stationären Unterbringung. Vor­
aussetzung ist, daß der Beihilfeberechtigte selbst 
pflegebedürftig ist oder im Haushalt mindestens 
ein Kind unter 15 Jahren oder ein pflegebedürf­
tiger berücksichtigungsfähiger Angehöriger lebt.| 
Befinden sich in dem Haushalt mehr als zwei 
der genannten Personen (Kind unter 15 Jahren, 
pflegebedürftige Person), so erhöht sich der Be­
trag auf 23 DM. Nummer 4 Satz 3 und 4 gilt ent­
sprechend. Werden anstelle der Beschäftigung 
einer Familien- und Hauspflegekraft Kinder un­
ter 15 Jahren oder pflegebedürftige berücksichti-| 
gungsfähige Personen in einem Heim oder in | 
einem fremden Haushalt untergebracht, so sind 
die Kosten der Unterbringung insgesamt bis zu 
dem maßgebenden Höchstbetrag beihilfefähig. 
Die Kosten für eine Unterbringung im Haushalt 
eines nahen Angehörigen (§ 3 Abs. 8) sind nicht 
beihilfefähig;

die bei ärztlichen Verrichtungen verbrauchten 
und die auf schriftliche ärztliche Verordnung be­
schafften Heilmittel, Verbandmittel und derglei­
chen;
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7. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Entseu­
chung und die dabei verbrauchten Stoffe;

8. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Heilbe­
handlung und die dabei verbrauchten Stoffe. Zur 
Heilbehandlung gehören auch ärztlich verord­
nete Bäder, Massagen, Krankengymnastik, Be­
strahlungen und heilpädagogische Behandlungen. 
Bei einer heilpädagogischen Behandlung sind 
auch notwendige Mehraufwendungen für Ver­
pflegung bis zu 8 DM, für Unterkunft und Ver­
pflegung insgesamt bis zu 14 DM täglich beihilfe- 
fähig. Überwiegend pädagogische Maßnahmen 
sind nicht beihilfefähig. Nummer 2a findet keine 
Anwendung;

9. Anschaffung, Reparatur und Ersatz der Hilfs­
mittel, der Geräte zur Selbstbehandlung und 
Selbstkontrolle sowie der Körperersatzstücke. 
Voraussetzungen und Umfang der Beihilfefähig­
keit bestimmen sich nach dem als Anlage beige­
fügten Verzeichnis;

10. die Beförderung des Erkrankten zur Behand­
lung, Untersuchung und dergleichen und zurück, 
und, falls erforderlich, einer Begleitperson sowie 
die Gepäckbeförderung bis zur Höhe der Kosten 
der niedrigsten Klasse regelmäßig verkehrender 
Beförderungsmittel unter Berücksichtigung mög­
licher Fahrpreisermäßigungen. Höhere Beförde­
rungskosten dürfen nur berücksichtigt werden, 
wenn sie unvermeidbar waren; wird in diesen Fäl­
len ein privateigener Personenkraftwagen be­
nutzt, so sind — unabhängig von der Zahl der be­
förderten Personen und dem Umfang des Ge­
päcks — höchstens —,25 DM je Kilometer zu be­
rücksichtigen. Beihilfen werden nicht gewährt 
für die Benutzung regelmäßig verkehrender Be­
förderungsmittel oder privateigener Personen­
kraftwagen bei Behandlung am Ort des Erkrank­
ten oder in der nächsten Umgebung;

11. Organspender, wenn der Empfänger zu dem in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Personenkreis ge­
hört, im Rahmen der Nummern 1, 2, 2a, 6, 8 und 
10, die bei den für die Transplantation notwendi­
gen Maßnahmen entstehen. Ein nachgewiesener 
Ausfall an Arbeitseinkommen kann berücksich­
tigt werden. Die Aufwendungen sind nicht bei­
hilfefähig, soweit sie von anderer Seite erstattet 
werden oder zu erstatten sind. Sätze 1 bis 3 gelten 
auch für als Organspender vorgesehene Perso­
nen, wenn sich herausstellt, daß sie als Organ­
spender nicht in Betracht kommen.

(2) Das Finanzministerium kann Aufwendungen 
für eine Behandlung nach einer wissenschaftlich 
nicht allgemein anerkannten Methode von der Bei­
hilfefähigkeit ausschließen.

§ 5
Beihilfefähige Aufwendungen bei dauernder 

Anstaltsunterbringung
(1) Die täglich wiederkehrenden Kosten einer 

dauernden Unterbringung körperlich oder geistig 
Kranker in Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten 
sind bis zum niedrigsten Satz einer in Betracht kom­
menden öffentlichen oder freien gemeinnützigen

Anstalt am Ort der Unterbringung oder in seiner 
Umgebung insoweit beihilfefähig, als sie monatlich 
folgende Beträge übersteigen:
1. bei Beihilfeberechtigten mit einem

Angehörigen
bei Beihilfeberechtigten mit zwei oder 
drei Angehörigen
bei Beihilfeberechtigten mit mehr als 
drei Angehörigen

270 DM,

225 DM,

180 DM,
wobei diese Sätze für jede Person gelten, wenn 
mehr als eine Person dauernd untergebracht ist, 

2. bei Beihilfeberechtigten ohne Angehörige bei 
geistiger Krankheit 85 vom Hundert, bei körper­
licher Krankheit 70 vom Hundert der Dienst- 
oder Versorgungsbezüge;

3. bei gleichzeitiger Unterbringung des Beihilfebe­
rechtigten und aller Angehörigen 70 vom Hun­
dert der Dienst- oder Versorgungsbezüge.

Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind Personen, 
die nach § 2 zu berücksichtigen oder nur deshalb 
nicht zu berücksichtigen sind, weil sie selbst bei­
hilfeberechtigt sind. Aufwendungen für Leistungen 
bei dauernder Unterbringung, die neben den in 
Satz 1 genannten Kosten anfallen, sind in entspre­
chender Anwendung des § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b), 
c) und e) beihilfefähig.

(2) Eine dauernde Unterbringung ist anzunehmen, 
wenn sie nach ärztlichem Zeugnis für eine nicht ab­
sehbare Zeit notwendig ist. Die Vorlage eines amts- 
oder vertrauensärztlichen Zeugnisses kann verlangt 
werden. Die Beihilfe nach Absatz 1 wird gewährt, 
sobald der Arzt das Zeugnis erteilt, bei geistiger 
Krankheit jedoch frühestens nach dreimonatiger, bei 
körperlicher Krankheit frühestens nach sechsmona­
tiger, nicht wesentlich unterbrochener Unterbrin­
gung. Sie wird für die Zeit seit Beginn der nicht we­
sentlich unterbrochenen Unterbringung gewährt, 
wenn für diese Zeit keine Beihilfe nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 gewährt werden kann.

§ 6
Beihilfefähige Aufwendungen bei 

Sanatoriumsaufenthalt
(1) Die in Absatz 2 Nr. 1 bis 5 genannten Kosten 

anläßlich eines Sanatoriumsaufenthalts sind nur 
dann beihilfefähig, wenn
1. ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten 

darüber vorgelegt wird, daß die Sanatoriumsbe­
handlung unbedingt notwendig ist und nicht 
durch stationäre Behandlung in einer anderen 
Krankenanstalt oder durch eine Heilkur mit glei­
cher Erfolgsaussicht ersetzbar ist, und

2. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor
Beginn der Behandlung anerkannt hat. 298

Eine Anerkennung der Beihilfefähigkeit ist nicht 
zulässig vor Ablauf von 3 Jahren seit Beendigung der 
letzten als beihilfefähig anerkannten Sanatoriums- 
behandlung oder Heilkur. Satz 2 gilt nicht in Fällen, 
in denen die sofortige Einlieferung des Kranken zur 
stationären Behandlung in einem Sanatorium gebo- 
ten ist; in diesen Fällen ist der Antrag auf Anerken-



6 - Nr.1/1976 -

I nung der Beihilfefähigkeit unverzüglich nachzuho­
len.

(2) Beihilfefähig sind neben Aufwendungen nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 und 6 bis 8 die Kosten für

1. die Kurtaxe und den ärztlichen Schlußbericht;
2. die Beförderung im Rahmen des § 4 Abs. 1 Nr. 10;
3. die Unterkunft, Pflege und Verpflegung bis zur 

Höhe des niedrigsten Satzes des Sanatoriums;

4. 70 vom Hundert des niedrigsten Satzes und die 
Kurtaxe sind für Begleitpersonen von Schwer­
behinderten beihilfefähig, für die die Notwen­
digkeit einer ständigen Begleitperson behördlich 
festgestellt ist. Voraussetzung ist eine Bestäti­
gung des Sanatoriums, daß für eine erfolgver­
sprechende Sanatoriumsbehandlung eine Beglei­
tung notwendig ist;

5. eine Pflegekraft nach § 4 Abs. 1 Nr. 5.

(3) Ein Sanatorium im Sinne dieser Vorschriften 
ist eine Krankenanstalt,
1. die eine besondere Heilbehandlung durchführt 

und die hierzu erforderlichen Einrichtungen und 
Pflegepersonen besitzt,

2. in der die Behandlung durch einen dafür vorge­
bildeten Arzt geregelt und überwacht wird und

3. die gemäß § 47 der Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über die Vereinheitlichung des Ge­
sundheitswesens vom 30. März 1935 (Reichsmi­
nisterialblatt S. 327) der Aufsicht des zuständi­
gen Gesundheitsamtes untersteht.

§ 7
Beihilfefähige Aufwendungen bei Heilkuren

(1) Beamten ...(§ 1 Abs. 1 Nr. 1) werden Beihilfen 
zu den in Absatz 3 Nr. 1 bis 3 genannten Kosten einer 
planmäßigen Heilkur unter ärztlicher Leitung in 
einem anerkannten Kurort nur dann gewährt, wenn

1. ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten 
darüber vorgelegt wird, daß die Heilkur als Heil­
maßnahme zur Erhaltung der Dienstfähigkeit un­
bedingt notwendig ist und nicht durch eine an­
dere Behandlungsweise am Wohnort oder in 
nächster Umgebung mit gleicher Erfolgsaussicht 
ersetzbar ist,

2. bei Klimaheilkuren oder Kneippheilkuren die 
Heilkur in einem Ort durchgeführt wird, der in 
dem vom Bundesminister des Innern zu den Bei­
hilfevorschriften des Bundes herausgegebenen 
Heilbäderverzeichnis enthalten ist, und

3. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit 
Beginn der Kur anerkannt hat.

vor

(2) Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit der Ko­
sten einer Heilkur ist nicht zulässig,
1. wenn der Beihilfeberechtigte in den dem An­

tragsmonat vorausgegangenen drei Jahren nicht 
ununterbrochen im öffentlichen Dienst beschäf­
tigt gewesen ist;

2. vor Ablauf von 3 Jahren seit der Beendigung der 
letzten als beihilfefähig anerkannten Sanato­
riumsbehandlung oder Heilkur;

3. nach Stellung des Antrags auf Entlassung;
4. wenn bekannt ist, daß das Dienstverhältnis vor 

Ablauf eines Jahres nach Durchführung der Heil­
kur enden wird, es sei denn, daß die Heilkur we­
gen der Folgen einer Dienstbeschädigung durch­
geführt wird;

5. solange der Beihilfeberechtigte vorläufig des 
Dienstes enthoben ist.

Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit kann 
widerrufen werden, wenn vor Gewährung der Bei­
hilfe bekannt wird, daß das Dienstverhältnis des Bei-
hilfeberechtigten Ablauf eines Jahres nachvor
Durchführung der Heilkur endet. Beihilfen für Nach­
kuren werden nicht gewährt. Bei Anwendung des 
Satzes 1 Nr. 1 steht die Zeit der hauptberuflichen Tä­
tigkeit bei Fraktionen des Deutschen Bundestags 
und der Landtage, im Dienst eines kommunalen Ver­
bands und im nichtöffentlichen Schuldienst der 
Dienstzeit im öffentlichen Dienst gleich.

(3) Beihilfefähig sind neben Aufwendungen nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 6 und 8 die Kosten für
1. die Kurtaxe und den Schlußbericht des Kur­

arztes;
2. die Beförderung im Rahmen des § 4 Abs. 1 Nr. 10;
3. die Unterkunft und Verpflegung für höchstens 

30 Kalendertage einschließlich der Reisetage bis 
zum Höchstbetrag von 25 DM täglich; bei schwer­
behinderten Beihilfeberechtigten, für die die Not­
wendigkeit einer ständigen Begleitperson be­
hördlich festgestellt ist, auch die Kosten für Un­
terkunft und Verpflegung bis zum Höchstbetrag 
von 18 DM täglich und die Kurtaxe für die Be­
gleitperson.

§ 8
Beihilfefähige Aufwendungen bei bestimmten 

zahnärztlichen Sonderleistungen
(1) Aufwendungen für zahnärztliche Leistungen 

nach den Nrn. 6, 7, 14 bis 24, 89 bis 104 der Anlage 
zur Gebührenordnung für Zahnärzte vom 18. März 
1965 (BGBl. I Seite 123) einschließlich der in § 5 Ab­
satz 2 der Gebührenordnung aufgeführten Kosten 
und für kieferorthopädische Leistungen unter der 
weiteren Voraussetzung des Absatzes 2 sind beihilfe­
fähig, wenn bei Beginn der Behandlung
1. der Beihilfeberechtigte mindestens ein Jahr ohne 

von ihm zu vertretende längere Unterbrechung 
oder insgesamt mindestens zehn Jahre im öffent­
lichen Dienst beschäftigt ist und

2. nicht feststeht, daß er in den nächsten drei Mo­
naten aus dem öffentlichen Dienst ausscheidet 
und keine Beihilfeberechtigung als Versorgungs­
empfänger erlangt.

§ 7 Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. Die Beschrän- | 
kungen des Satzes 1 gelten nicht für Versorgungs­
berechtigte, die als solche oder auf Grund einer Be­
schäftigung im öffentlichen Dienst beihilfeberech­
tigt sind, sowie für Beihilfeberechtigte, die ohne ihre
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Tätigkeit im öffentlichen Dienst berücksichtigungs­
fähige Angehörige eines Beihilfeberechtigten, der 
die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt, wären.

(2) Die Aufwendungen für kieferorthopädische 
Behandlung oder für die Beseitigung von Kiefer- 
mißbildungen einschließlich der Hilfsmittel und vor­
bereitender Maßnahmen sind unter der Vorausset­
zung beihilfefähig, daß dem Beihilfeantrag ein Heil- 
und Kostenplan des Zahnarztes beigefügt wird, in 
dem die Notwendigkeit der Behandlung begründet 
ist.

§ 9
Beihilfefähige Aufwendungen in Geburtsfällen

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen 
die Kosten für
1. die ärztliche Hilfe und Schwangerschaftsüber­

wachung;
2. die Hebamme;
3. Leistungen bei Unterbringung in Entbindungs­

anstalten, eine Familien- und Hauspflegekraft, 
die Heilmittel, Verbandmittel und dergleichen, 
eine Heilbehandlung und die Beförderungs­
kosten; § 4 Abs. 1 Nr. 2, 5, 6, 8 und 10 gilt entspre­
chend;

4. eine Hauspflegerin bei Geburten in der Wohnung 
(auch bei Fehl- und Totgeburten), wenn die 
Wöchnerin nicht bereits von einer Pflegekraft 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 gepflegt wird, für einen Zeit­
raum bis zu 14 Tagen, beginnend mit dem Tage 
der Geburt; § 4 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 und 4 ist anzu­
wenden;

5. die Unterkunft und Pflege eines Frühgeborenen 
in einer dafür geeigneten Einrichtung.

(2) Die Beihilfe in Geburtsfällen erhöht sich, wenn 
die Bezüge des Beihilfeberechtigten ohne die mit 
Rücksicht auf den Familienstand gewährten Zu­
schläge und ohne Aufwandsentschädigungen die 
Jahresarbeitsverdienstgrenze für Angestellte in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nicht übersteigen, 
um einen Pauschbetrag von 75 DM für die sonstigen 
im Zusammenhang mit der Entbindung entstehen­
den Aufwendungen. Bei Mehrlingsgeburten ist die­
ser Betrag mehrfach zu zahlen. Steht für denselben 
Zweck ein Pauschbetrag nach den §§ 198, 205a Abs. 1 
der Reichsversicherungsordnung, den Vorschriften 
über den Mutterschutz für Beamtinnen und Rich­
terinnen oder nach entsprechenden Vorschriften zu, 
wird dieser Betrag auf den Pausdibetrag nach Satz 1 
angerechnet.

(3) Bei Lebendgeburten wird für die Säuglings- 
und Kleinkinderausstattung eine Beihilfe in Höhe 
von 200,— DM gewährt; bei Mehrlingsgeburten ist 
dieser Betrag mehrfach zu zahlen.

§ 9a
Beihilfefähige Aufwendungen bei Maßnahmen zur 

Früherkennung von Krankheiten
Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen bei 

1. Kindern bis zur Vollendung des vierten Lebens­
jahres die Kosten für Untersuchungen zur Früh­
erkennung von Krankheiten, die eine normale

körperliche oder geistige Entwicklung des Kindes 
in besonderem Maß gefährden,

2. Frauen vom Beginn des dreißigsten Lebensjahres 
an einmal jährlich die Kosten für eine Untersu­
chung zur Früherkennung von Krebserkrankun­
gen,

3. Männern vom Beginn des fünfundvierzigsten Le­
bensjahres an einmal jährlich die Kosten für eine 
Untersuchung zur Früherkennung von Krebs­
erkrankungen

nach Maßgabe der zu § 181 der Reichsversicherungs­
ordnung bestehenden Richtlinien.

§ 10
Beihilfefähige Aufwendungen in Todesfällen

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen in Todes­
fällen umfassen nur die Kosten für die Leichenschau, 
den Sarg bis zur Höhe der Kosten eines einfachen 
Eidiensarges, die Einsargung, die Aufbahrung, die 
Überführung der Leiche vom Sterbeort zur Beiset­
zungsstelle bis zur Höhe der Kosten einer Überfüh­
rung an den Familienwohnsitz oder die Überfüh­
rung zum nächstgelegenen Krematorium, die Ein­
äscherung, die Urne, die Überführung der Urne zur 
Beisetzungsstelle bis zur Höhe der Kosten einer 
Überführung an den Familienwohnsitz, den Erwerb 
einer Grabstelle oder eines Beisetzungsplatzes für 
die Urne bis zur Höhe von 300 DM, die Beisetzung 
und die Anlegung einer Grabstelle einschließlich der 
Grundlage für ein Grabdenkmal.

(2) Stehen für den Todesfall Sterbe- oder Bestat­
tungsgelder nach anderen Rechtsvorschriften, aus 
einem Beschäftigungsverhältnis oder aus einer nicht 
ausschließlich durch eigene Beiträge finanzierten 
Krankenversicherung zu, so wird die zu den in Ab­
satz 1 bezeichneten Aufwendungen zustehende Bei­
hilfe nur insoweit gewährt, als die entstandenen, 
nach Absatz 1 dem Grunde nach beihilfefähigen 
Aufwendungen nicht gedeckt sind.

(3) Im Fall des Todes des den Haushalt des Bei­
hilfeberechtigten allein führenden berücksichti­
gungsfähigen Familienangehörigen oder des den 
Haushalt allein führenden Beihilfeberechtigten fin­
det, wenn eine andere im Haushalt lebende Person 
den Haushalt nicht weiterführen kann, § 4 Abs. 1 
Nr. 5 entsprechende Anwendung. Die Beihilfe wird 
längstens für eine Dauer von sechs Monaten gewährt; 
in Ausnahmefällen kann diese Frist mit Zustim­
mung der obersten Dienstbehörde auf ein Jahr ver­
längert werden.

§ 11
Im Ausland entstandene Aufwendungen

(1) In Krankheits-, Geburts- und Todesfällen sind 
Aufwendungen im Ausland nur insoweit und bis 
zu der Höhe beihilfefähig, wie sie im Inland ent­
standen und beihilfefähig gewesen wären, soweit 
nachstehend nichts Abweichendes bestimmt ist. Zu 
den Aufwendungen für eine Sanatoriumsbehand­
lung darf außer bei Tuberkulosebehandlung in 
Österreich oder in der Schweiz eine Beihilfe nach 
§ 6 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 nicht gewährt werden; entspre- | 
chendes gilt für die in § 7 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 genann­
ten Kosten einer Heilkur im Ausland.
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(2) Die Kosten der Überführung einer Leiche oder 
der Urne zu einer Beisetzungsstelle im Inland sind 
bis zum Betrag von höchstens 600 DM beihilfefähig.

(3) Die bei einem dienstlichen Aufenthalt im Aus­
land entstandenen Aufwendungen sind ohne die Ein­
schränkungen der Absätze 1 und 2 beihilfefähig, es 
sei denn, eine Krankenbehandlung hätte bis zur 
Rückkehr ins Inland aufgeschoben werden können.

(4) Wird durch amtsärztliches oder vertrauens­
ärztliches Gutachten nachgewiesen, daß eine Behand­
lung oder Kur im Ausland unbedingt notwendig ist, 
weil eine erfolgversprechende Behandlung oder Kur 
im Inland nicht möglich ist, so kann ausnahmsweise 
die Beihilfefähigkeit ohne die Einschränkungen des 
Absatzes 1 anerkannt werden. Zur Anerkennung der 
Beihilfefähigkeit ist die Zustimmung der obersten 
Dienstbehörde, im Bereich der Landesverwaltung 
auch die des Finanzministeriums erforderlich.

(5) Die Festsetzungsstelle kann die Gewährung 
der Beihilfe von der Vorlage beglaubigter Überset­
zungen der Belege und erläuternder Nachweise ab­
hängig machen.

§ 12 
Bemessung der Beihilfen

(1) Die Beihilfe beträgt 50 vom Hundert der bei­
hilfefähigen Aufwendungen. Dieser Satz erhöht sich 
bei Beihilfeberechtigten, die verheiratet oder ver­
witwet sind, auf 55 vom Hundert und für jedes Kind, 
das nach § 2 Abs. 2 zu berücksichtigen oder nur des­
halb nicht zu berücksichtigen ist, weil es selbst bei­
hilfeberechtigt ist, um 5 vom Hundert, höchstens je­
doch auf 70 vom Hundert.Würde ein solches Kind bei 
mehreren Beihilfeberechtigten zu berücksichtigen 
sein, so erhöht sich der Bemessungssatz nur bei dem 
oder den Beihilfeberechtigten, zu dessen oder deren 
Haushalt das Kind gehört; dies gilt nicht, soweit es 
sich ausschließlich um Ehegatten handelt. Maßge­
bend für die Berechnung des Bemessungssatzes sind 
die Verhältnisse im Zeitpunkt der Antragstellung. 
Wenn es für den Beihilfeberechtigten günstiger ist, 
ist die Beihilfe getrennt für die einzelnen Aufwen­
dungen nach den im Zeitpunkt der Entstehung der 
Kosten gegebenen Verhältnissen zu berechnen. Bei 
Gewährung von Beihilfen im Fall des Todes eines 
Beihilfeberechtigten (§ 1 Abs. 2) bemißt sich die Bei­
hilfe nach dem Hundertsatz, der dem Verstorbenen 
am Tage vor seinem Ableben zugestanden hat.

(2) Für Empfänger von Waisengeld, die als solche 
beihilfeberechtigt sind, beträgt der Bemessungssatz 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 bis 3 55 vom Hun­
dert. Dieser Satz erhöht sich für jeden weiteren Emp­
fänger von Waisengeld, dessen Versorgungsanspruch 
auf demselben Versorgungsfall beruht, um je 5 vom 
Hundert, höchstens jedoch auf 70 vom Hundert.

(3) Für Empfänger von Versorgungsbezügen er­
höht sich der zustehende Bemessungssatz um 10 vom 
Hundert, wenn der monatlich vor Anrechnung von 
Renten oder Eintreten von Ruhensregelungen zu­
stehende Bruttoversorgungsbezug bei nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 Beihilfeberechtigten 200 vom Hundert, bei nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 Beihilfeberechtigten 150 vom Hun­
dert des Mindestruhegehalts mit Ortszuschlag der 
Stufe 2 nicht übersteigt. Satz 1 gilt nicht für Auf-

wendungen von Personen, die einen Anspruch auf 
beitragsfreie Krankenfürsorge haben oder die einen 
Beitragszuschuß zum Krankenversicherungsbeitrag 
erhalten.

(4) Übersteigt der Gesamtbetrag der Einkünfte des 
nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten im Ka­
lenderjahr vor der Stellung des Beihilfeantrags — 
wahlweise im Kalenderjahr der Rechnungsstellung 
— 28 000 DM, so beträgt der Bemessungssatz abwei- | 
chend von Absatz 1 für die nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst, b) beihilfefähigen Aufwendungen 10 vom 
Hundert.

(5) Ist ein Krankenversicherter trotz ausreichender 
Versicherung aus in seiner Person liegenden Grün­
den für bestimmte Krankheiten von einzelnen Lei­
stungen ausgeschlossen oder sind die Leistungen
eingestellt worden (Aussteuerung), so erhöht sich
hierfür der nach Absatz 1 bis 3 zustehende Bemes­
sungssatz um 20 vom Hundert; das gilt nicht für 
Aufwendungen nach §§ 6, 7 und 8. Die Beschrän­
kung des Absatzes 4 findet keine Anwendung. Die 
Beihilfe darf bei Anwendung des Satzes 1 nicht mehr 
als 90 vom Hundert der beihilfefähigen Aufwendun-- 
gen betragen.

(6) Der nach Absatz 1 bis 4 zustehende Bemes­
sungssatz erhöht sich für Aufwendungen, die nach 
§ 4 Absatz 1 Nr. 2 — ggf. in Verbindung mit § 4| 
Abs. 1 Nr. 11 oder § 9 — oder nach § 5 beihilfefähig 1 
sind, um 15 vom Hundert, jedoch auf nicht mehr als 
85 vom Hundert. Dies gilt nicht für Aufwendungen 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, c und d (ggf. in Verbin­
dung mit § 4 Abs. 1 Nr. 11 oder § 9) außer im Fall des 
Abs. 6a, sowie für einen Sanatoriumsaufenthalt oder 
wenn der Bemessungssatz bereits nach Absatz 5 zu 
erhöhen ist.

(6a) Für diejenigen Aufwendungen, auf die § 3 
Abs. 3a Anwendung gefunden hat, erhöht sich der 
nach Absatz 1 oder 2 zustehende und nach Absatz 6 
erhöhte Bemessungssatz um weitere 30 vom Hun­
dert, jedoch auf nicht mehr als 100 vom Hundert. 
Dies gilt nur, wenn das Mitglied den vollen Kran­
kenkassenbeitrag selbst aufbringt, ohne daß hierzu 
Zuschüsse, Arbeitgeberanteile oder dergleichen von 
anderer Seite gewährt werden.

(7) Die oberste Dienstbehörde kann den zustehen­
den Bemessungssatz erhöhen,
1. wenn die Aufwendungen infolge einer Dienstbe­

schädigung entstanden sind;
2. in besonderen Ausnahmefällen, die nur bei An­

legung eines strengen Maßstabes anzunehmen 
sind. Im Bereich der Landesverwaltung bedarf 
die Entscheidung des Einvernehmens mit dem 
Finanzministerium.

§ 13
Verfahren

(1) Die Beihilfen werden auf Antrag gewährt. Eine 
Beihilfe wird nur gewährt, wenn die mit dem An­
trag geltend gemachten beihilfefähigen Aufwendun­
gen insgesamt mehr als 30 DM betragen. Wird inner­
halb von 10 Monaten nach Eingang eines Beihilfe­
antrags, auf Grund dessen eine Beihilfe gewährt 
wurde, erneut Beihilfe beantragt, so wird eine Bei-
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hilfe nicht gewährt, wenn die mit dem neuen Antrag 
geltend gemachten Aufwendungen insgesamt nicht 
mindestens 400 DM — bei nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 *5, 
6, 8 oder 9 Beihilfeberechtigten mit Dienstbezügen 
aus einem Amt der Besoldungsgruppe A 11 oder hö­
her oder Versorgungsbezügen aus Besoldungs­
gruppe A 11 oder höher mindestens 600 DM — be­
tragen. Satz 3 gilt nicht, wenn seit Eingang des letz­
ten Antrags der Beihilfeberechtigte aus dem bei­
hilfeberechtigten Personenkreis ausgeschieden oder 
in den Ruhestand getreten ist, den Dienstherrn ge­
wechselt hat oder die Zuständigkeit der bisherigen 
Festsetzungssielle nicht mehr gegeben ist. Die An­
träge sind vertraulich zu behandeln.

(2) .•.
(3) * Beihilfeanträge sind unter Verwendung des 

beim Ev. Oberkirchenrat erhältlichen Vordrucks un­
ter Beifügung der Urschriften oder beglaubigter Ab­
schriften der Kostenbelege unmittelbar dem Ev. 
Oberkirchenrat einzureichen.

(4) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn der Bei­
hilfeberechtigte sie innerhalb eines Jahrs nach Ent­
stehen der Aufwendungen (§ 3 Abs. 6 Satz 2), späte­
stens jedoch ein Jahr nach der ersten Ausstellung der 
Rechnung beantragt hat.

(5) Hat jemand ohne Verschulden die Ausschluß­
frist des Absatzes 4 versäumt, wird ihm auf Antrag 
Wiedereinsetzung gewährt. Entsprechendes gilt, 
wenn eine vor Entstehen der Aufwendungen erfor­
derliche Anerkennung der Beihilfefähigkeit nicht 
eingeholt worden ist.

(6) Bei der Festsetzung der Beihilfe können die 
beihilfefähigen Aufwendungen einzeln oder zusam­
mengefaßt bei einem Betrag bis zu 0,49 DM auf volle 
Deutsche Mark abgerundet, bei einem Betrag von 
0,50 DM ab auf volle Deutsche Mark aufgerundet 
werden.

(7) Bei Beihilfen, die nur auf Vorlage von Origi­
nalbelegen gewährt werden können (§ 1 Abs. 2 und 
§ 2 Abs. 2), sind die Belege vor Rückgabe an den 
Beihilfeberechtigten durch Stempelaufdruck „Für 
Beihilfezwecke verwendet“ kenntlich zu machen. In 
den übrigen Fällen können die Belege auch auf an­
dere Weise (Perforation) kenntlich gemacht werden.

(8) Auf eine zu erwartende Beihilfe können ange­
messene Abschlagszahlungen geleistet werden.
I(9)...

§ 14
Übergangs- und Schlußvorschriften

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in 
Kraft. Die Neufassung des § 5 Abs. 1 Satz 1 und des 
§ 12 Abs. 6 Satz 2 ist nicht anzuwenden auf Aufwen­
dungen, die vor dem Inkrafttreten entstanden sind, 
§ 10 Abs. 2 ist nicht anzuwenden bei Todesfällen, die 
vor dem Inkrafttreten eingetreten sind; in diesen 
Fällen ist das bisher geltende Recht anzuwenden.

(*2) Die Beihilfenverordnung vom 21. 11. 1972 
(VB1. 1973 S. 32) i. d. F. vom 4. 12. 1974 (VB1. 1975 
S. 10) tritt gleichzeitig außer Kraft, soweit sie nicht 
bereits gemäß Art. II der VO. des Finanzministe­
riums vom 11. 7. 1975 (GesBl. S. 575) zum 1. Januar 
bzw. 1. August 1975 außer Kraft getreten war.

I.

Anlage 
Verzeichnis zu § 4 Abs. 1 Nr. 9 BV

Die Aufwendungen für Anschaffung, Reparatur
und Ersatz der Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbe­
handlung und Selbstkontrolle sind beihilfefähig, 
wenn sie vom Arzt schriftlich verordnet und nachste­
hend aufgeführt sind:

1. Blindenführhunde einschließlich Geschirr, Hun­
deleine, Halsband und Maulkorb,

2. Blindenstöcke, Krücken, Stockstützen und Kran­
kenstöcke,

3. Blutdruckmeßgeräte,
4. Bruchbänder,
5. Elektronen-Sprechgeräte (elektronischer Kehl­

kopf) bis zum Höchstbetrag von 1000 DM,
6. Fußeinlagen,
7. Gehwagen,
8. Gipsbetten und Liegebretter (bei Erkrankung 

der Wirbelsäule),
9. Gummistrümpfe,

10. Handhülsen,
11. Heimdialysegeräte,
12. Herzschrittmacher,
13. Hilfsgeräte für Schwerstbehinderte, Ohnhänder 

u. a.,
14. Hilgenreinerschienen,
15. Hörapparate bis zum Höchstbetrag von

850,— DM, bei binauraler Versorgung
bis zum Höchstbetrag von 1500,— DM,

16. Inhalationsapparate bei chronischen Erkran­
kungen der Atemwege bis zum Höchstbetrag 
betrag von 600 DM,

17. Injektionsspritzen und -nadeln zur Selbstinjek­
tion bei Zuckerkrankheit,

18. Katheter,
19. Kniekappen,
20. Knöchel- und Gelenkstützen,
21. Kopfschützer,
22. Krankenfahrstühle,
23. Krankenheber,
24. Leibbinden, Krampfaderbinden u. ä.,
25. Liegeschalen (Extensionsliegeschalen),
26. orthopädische Maßschuhe, die nicht serienmäßig 

herstellbar sind, soweit die Aufwendungen 
60,— DM übersteigen,

27. Perücken bis zum Höchstbetrag von 700 DM,
28. Polarimeter,
29. Stützapparate,
30. Spastikerhilfen (auch Übungsgeräte) bis zum 

Höchstbetrag von 1100 DM,
31. Stumpfstrümpfe und Narbenschützer, .
32. Suspensorien, Urinfänger,
33. Trachealkanülen,
34. Ultraschallvernebler bei Mucoviszidose,
35. Vibrationstrainer bei Taubheit,
36. Wasser- und Luftkissen gegen Wundliegen,
37. Weckgeräte für Bettnässer.
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Aufwendungen für die aufgeführten Geräte zur 
Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sind nur bei­
hilfefähig, wenn die Behandlungskosten höher als 
die Anschaffungskosten wären oder die Anschaffung 
aus besonderen Gründen geboten ist.

II. Zu den Hilfsmitteln gehören nicht Gegenstände, 
deren Anschaffungskosten Aufwendungen der allge­
meinen Lebenshaltung sind (z. B. Bandscheiben­
matratzen, Liegestühle, Gesundheitsschuhe, Fieber­
thermometer, Heizkissen, Bestrahlungslampen).

III. Die Aufwendungen für den Betrieb und die 
laufende Unterhaltung der Hilfsmittel und Geräte 
sind nicht beihilfefähig.

IV. Mietgebühren für die nach Abschnitt I beihilfe- 
fähigen Hilfsmittel und Geräte sind beihilfefähig, 
sofern sie nicht höher als die entsprechenden An­
schaffungskosten sind und sich dadurch eine An­
schaffung erübrigt.
V. Die Aufwendungen für vom Arzt schriftlich ver­
ordnete Sehhilfen sind beihilfefähig, für Brillen­
gestelle jedoch nur bis zum Höchstbetrag von 
80,— DM. Werden Sehhilfen ohne ärztliche Verord­
nung vom Optiker angepaßt, so sind für das Brillen­
gestell höchstens 80,— DM und für jedes Brillenglas 
höchstens 40,— DM beihilfefähig. Aufwendungen 
für Brillengestelle können nur dann als notwendig 
anerkannt werden, wenn die Anschaffung des letzten

Brillengestells mindestens drei Jahre zurückliegt 
oder das vorhandene Brillengestell nicht mehr 
brauchbar ist.

VI. Die Aufwendungen für Körperersatzstücke 
sind beihilfefähig, wenn sie vom Arzt schriftlich ver­
ordnet sind. Abschnitt III gilt entsprechend.

VII. In besonderen Fällen kann die Festsetzungs­
stelle mit Zustimmung des Finanzministeriums Auf­
wendungen für in Abschnitt I bis V nicht erfaßte 
Hilfsmittel und Geräte für beihilfefähig erklären, 
wenn nachgewiesen ist, daß diese unbedingt not­
wendig sind.

Besuchszeiten beim Evang. Oberkirdienrat:
Mittwoch und Donnerstag von 10 — 12 Uhr 

und 14—16.30 Uhr

Diese Besuchszeiten sollten möglichst eingehalten 
werden. Da Dienstag Sitzung des Oberkirchenrats 
ist, sollten — von ganz dringenden Fällen abge­
sehen — an diesem Tage keine Besuche stattfinden.

Rechtzeitige schriftliche Anmeldung ist erfor­
derlich.

Samstags ist das Dienstgebäude des Evang. 
Oberkirchenrats geschlossen.
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